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 I. Einleitung 
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ten begangen werden.7 Die Mittel und Methoden, die zur Anwendung kommen, sind viel-
fältig: Heckenschützen, Schüsse aus nächster Nähe, das Abfeuern von Flugkörpern von 
Hubschraubern, Kampfhubschraubern oder Drohnen, Autobomben, Vergiftung.8 

9. Das gemeinsame Element in all diesen Fällen ist, dass tödliche Gewalt absichtlich 
und bewusst, mit einem bestimmten Grad des Vorsatzes, gegen eine oder mehrere von dem 
Täter im Voraus genau bestimmte Personen angewendet wird.9 Bei einer gezielten Tötung 
ist das konkret angestrebte Ziel die Anwendung tödlicher Gewalt. Dies unterscheidet ge-
zielte Tötungen von unbeabsichtigten, zufälligen oder fahrlässigen Tötungen oder solchen, 
denen keine bewusste Entscheidung voranging. Es unterscheidet sie außerdem von Maß-
nahmen der Strafverfolgungsbehörden, beispielsweise gegen mutmaßliche Selbstmordatten-
täter. Unter solchen Umständen können gezielte Todesschüsse durch Strafverfolgungsbeam-
te zur Abwendung einer unmittelbar drohenden Gefahr rechtens sein, doch sollte das Ziel 
der Aktion nicht von Beginn an die Tötung sein. 

10. Gezielte Tötungen verletzen zwar unter den meisten Umständen das Recht auf Le-
ben, sie können jedoch unter dem außergewöhnlichen Umstand des bewaffneten Konflikts 
rechtmäßig sein.10 Dies unterscheidet die „gezielte Tötung“ von anderen Begriffen, mit de-
nen sie mitunter austauschbar verwendet wird, wie „außergerichtliche Hinrichtung“, „sum-
marische Hinrichtung“ und „Ermordung“, die allesamt definitionsgemäß rechtswidrig 
sind.11 

 B. Eine neue Politik gezielter Tötungen 

11. Das Phänomen gezielter Tötung durchzieht die gesamte Geschichte.12 In der neueren 
Zeit fanden gezielte Tötungen durch Staaten nur sehr eingeschränkt statt beziehungsweise, 
wenn es eine entsprechende De-Facto-Politik gab, war diese inoffiziell und wurde gewöhn-
lich dementiert, und sowohl die Rechtfertigung als auch die Tötungen selbst waren hinter 
einem Schleier der Geheimhaltung verborgen.13 In den Fällen, in denen die Verantwortung 
für illegale gezielte Tötungen glaubhaft zugewiesen werden konnte, wurden diese durch die 
internationale Gemeinschaft – und auch durch andere Staaten, die sie mutmaßlich prakti-
zierten – verurteilt.14 

  

 7 Dieser Bericht behandelt ausschließlich Tötungen durch Staaten und Bedienstete von Staaten, da bis-
her noch kein nichtstaatlicher Akteur versucht hat, konkrete „gezielte Tötungen“ zu rechtfertigen. 

 8 Siehe Fußnoten 2-6; B’Tselem, Statistics: Fatalities, verfügbar unter 
http://www.btselem.org/English/Statistics/Casualties.asp; Simon Saradzhyan, Russia’s System to 
Combat Terrorism and Its Application in Chechnya, in R.W. Orttung und A. Makarychev, National 
Counter-terrorism Strategies (2006), S. 185; BBC, Chechens ‘Confirm’ Warlord’s Death, 29. April 
2002. 

 9 Nils Melzer, Targeted Killing in International Law (2008), S. 4-5. 
 10 Unten, Abschnitt II.A. 
 11 Michael N. Schmitt, State Sponsored Assassination in International and Domestic Law, 17 Yale Jour-

nal of International Law 609 und 611-612 (1992); W. Hays Parks, Memorandum of Law: Executive 
Order 12333 and Assassination, 1989 Army Lawyer 4, 7–8 (1989). 

 12 Melzer, oben, Fußnote 9, S. 1. 
 13 Laut Amnesty International tötete eine Eliteeinheit der britischen Armee zwischen 1976 und 1992 37 

mutmaßliche Mitglieder der Irisch-Republikanischen Armee (IRA) in Nordirland; das Vereinigte Kö-
nigreich hat die Durchführung gezielter Tötungen stets dementiert. Amnesty International, Political 
Killings in Northern Ireland (1994), S. 4. 

 14 Siehe z.B. Pressemitteilung des Rates der Europäischen Union 7373/04 vom März 2004, in Deutsch 
verfügbar unter 
http://www.consilium.europa.eu/App/NewsRoom/loadBook.aspx?target=2004&max=15&lang=de&i
d=1; Protokoll der 4945. Sitzung des Sicherheitsrats am 19. April 2004 (S/PV.4945) (Russland, Pakis-
tan, das Vereinigte Königreich, Deutschland und Spanien verurteilen die Tötung eines Hamas-Führers 
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12. Seit einiger Zeit jedoch verfolgen einige Staaten entweder offen eine Politik, die ge-
zielte Tötungen zulässt, oder sie verfolgen eine solche Politik der Form nach, während sie 
gleichzeitig ihre Existenz in Abrede stellen. 
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das anwendbare Recht das Gewohnheitsrecht der internationalen bewaffneten Konflikte sei, 
und zog weder die Anwendbarkeit der Menschenrechtsnormen noch des humanitären 
Rechts der nicht internationalen bewaffneten Konflikte in Erwägung. Er verwarf das Vor-
bringen der Regierung, Terroristen seien „unrechtmäßige Kombattanten“, die jederzeit an-
gegriffen werden könnten. Stattdessen befand er, dass das anwendbare Recht die gezielte 
Tötung von Zivilpersonen zulasse, solange diese „unmittelbar an den Feindseligkeiten teil-
nehmen“23, sofern vier kumulative Voraussetzungen erfüllt seien: 

• Die mit der Tötungsoperation beauftragten Kräfte tragen die Verantwortung dafür, 
die Identität der Zielpersonen und das Bestehen einer Tatsachengrundlage zu verifi-
zieren, die das Kriterium der „unmittelbaren Teilnahme“ erfüllt; 

• selbst wenn die Regierung eine Person aufgrund der rechtlichen und tatsächlichen 
Grundlagen als rechtmäßiges Ziel benennt, ist die Tötung dieser Person durch staat-
liche Kräfte nur dann zulässig, wenn keine nichttödlichen Mittel verfügbar sind; 

• nach jeder gezielten Tötung hat eine nachträgliche, unabhängige Untersuchung der 
„Identifizierung der Zielperson und der Umstände des Angriffs“ stattzufinden; und 

• für Kollateralschäden an Zivilpersonen gilt das Gebot der Verhältnismäßigkeit nach 
dem humanitären Völkerrecht.24 

16. Es hat danach Berichte gegeben, wonach israelische Kräfte gezielte Tötungen durch-
führten, die gegen die vom Obersten Gerichtshof festgelegten Anforderungen verstießen.25 
Diese von amtlichen israelischen Stellen zurückgewiesenen Berichte beruhten angeblich 
auf Verschlusssachen, die eine Soldatin der Israelischen Verteidigungskräfte während ihres 
Militärdienstes entwendet hatte; die Soldatin wurde der Spionage angeklagt.26 

17. Israel hat weder die Grundlagen für seine rechtlichen Schlussfolgerungen offenbart 
noch Einzelheiten über die seinen Entscheidungen über gezielte Tötungen zugrunde liegen-
den Richtlinien, die erforderlichen Beweise oder sonstigen nachrichtendienstlichen Er-
kenntnisse, die eine Tötung rechtfertigen würden, oder die Ergebnisse von Einsatzauswer-
tungen in Bezug auf die Gesetzmäßigkeit dieser Aktionen offengelegt. 

  Vereinigte Staaten von Amerika 

18. Die USA setzen weiter Drohnen und Luftangriffe für gezielte Tötungen in den be-
waffneten Konflikten in Afghanistan und Irak ein, wo diese Einsätze, soweit öffentlich be-
kannt, von den Streitkräften durchgeführt werden.27 Sie sollen darüber hinaus bald nach den 
Anschlägen vom 11. September 2001 mit der Verfolgung einer geheimen Politik gezielter 
Tötungen begonnen haben28, in deren Rahmen die Regierung glaubwürdigen Behauptungen 
zufolge gezielte Tötungen im Hoheitsgebiet anderer Staaten durchgeführt hat29. Dieses ge-
heime Programm wird Berichten zufolge vom Auslandsnachrichtendienst CIA mittels  
„Predator“- oder „Reaper“-Drohnen durchgeführt, doch waren angeblich auch Spezial-

  

 23 Ebd., Ziff. 31-40. 
 24 Ebd., Ziff. 39, 40 und 60. 
 25 Uri Blau, IDF Rejects Claims it Killed Palestinians in Defiance of Court, Haaretz, 27. November 
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einsatzkräfte an der Durchführung des Programms beteiligt und zivile Auftragnehmer dabei 
behilflich.30 

19. Der erste Einsatz einer CIA-Drohne für eine Tötung fand nach glaubwürdigen Be-
richten am 3. November 2002 statt, als der mutmaßlich für den Bombenanschlag auf den 
Zerstörer USS Cole verantwortliche Al-Qaida-Führer Qaed Senyan al-Harithi in Jemen 
durch einen von einer „Predator“-Drohne abgefeuerten Flugkörper in seinem Auto getötet 
wurde.31 Seither ereigneten sich Berichten zufolge mehr als 120 Drohnenangriffe, doch ist 
diese Zahl unmöglich zu verifizieren.32 Die Treffgenauigkeit von Drohnenangriffen ist stark 
umstritten und für Außenstehende ebenfalls nicht zu verifizieren. Meldungen über die Zahl 
der Opfer unter der Zivilbevölkerung in Pakistan reichen von etwa 20 (nach in den Medien 
zitierten Angaben anonymer Vertreter der US-Regierung) bis zu vielen Hunderten.33 

20. Der CIA lenkt seine Drohnenflotte angeblich von seiner Zentrale in Langley (Virgin-
ia) aus, in Koordinierung mit Drohnensteuerern, die die Starts und Landungen aus der Nähe 
verborgener Flugplätze in Afghanistan und Pakistan durchführen.34 Die CIA-Flotte wird 
Berichten zufolge von Zivilisten gesteuert, zu denen sowohl Beamte des Nachrichtendiensts 
als auch private Auftragnehmer (oft Militärpersonal im Ruhestand) gehören.35 Laut Me-
dienberichten wird die endgültige Genehmigung für einen Angriff in der Regel vom Leiter 
der geheimen Operationen des CIA oder seinem Stellvertreter erteilt.36 Angeblich besteht 
eine von hochrangigen Regierungsmitarbeitern gebilligte Liste von Zielpersonen, wobei die 
Kriterien für die Aufnahme in die Liste sowie alle weiteren Aspekte des Programms jedoch 
unbekannt sind.37 Der CIA ist nicht verpflichtet, Zielpersonen namentlich zu identifizieren; 
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den.41 Diese Erklärung ist ein wichtiger Ausgangspunkt, geht indessen nicht auf einige der 
entscheidensten rechtlichen Fragen ein, wie die Reichweite des bewaffneten Konflikts, in 
dem sich die Vereinigten Staaten erklärtermaßen befinden, die Kriterien dafür, welche Per-
sonen zum Ziel gemacht und getötet werden dürfen, das Bestehen materieller oder verfah-
rensrechtlicher Schutzvorschriften zur Gewährleistung der Rechtmäßigkeit und der Treff-
genauigkeit der Tötungen sowie das Bestehen von Rechenschaftsmechanismen. 

  Russland 

23. Russland hat seine 1999 aufgenommenen Militäreinsätze in Tschetschenien als eine 
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Sinn sich anhand der Grundsätze des humanitären Völkerrechts nicht erschließen lässt, ist 
es angebracht, sich von den Menschenrechtsnormen leiten zu lassen.54 

30. Die Regelung im humanitären Völkerrecht:
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41. Schwieriger ist die Frage zu beantworten, inwieweit immer wiederkehrende, aber 
nicht zusammenhängende Angriffe, namentlich durch einen nichtstaatlichen Akteur, einen 
„bewaffneten Angriff“ im Sinne des Artikels 51 darstellen. In einer Reihe von Entscheidun-
gen hat der IGH eine hohe Schwelle dafür festgelegt, welche Art von Angriffen die extrater-
ritoriale Anwendung von Gewalt zur Selbstverteidigung rechtfertigen würde.80 Nach seiner 
Auffassung erreichen vereinzelte Angriffe geringer Intensität nicht die Schwelle eines be-
waffneten Angriffs, die zur extraterritorialen Anwendung von Gewalt zur Selbstverteidi-
gung berechtigen würde, und die Rechtmäßigkeit einer Verteidigungsreaktion muss im 
Lichte jedes einzelnen bewaffneten Angriffs beurteilt werden und nicht, indem gelegentli-
che, wenn auch möglicherweise aufeinanderfolgende Angriffe in ihrer Gesamtheit betrach-
tet werden. Dieser Ansatz ist zwar kritisiert worden,81 doch unterstützen nur wenige Kom-
mentatoren eine Konzeption,, nach der es zulässig wäre, das Recht zur Selbstverteidigung 
in Reaktion auf die meisten Arten von Angriffen geltend zu machen, um die es im Zusam-
menhang mit den hier erörterten extraterritorialen gezielten Tötungen geht. Jeder derartige 
Ansatz würde den Wert des fundamentalen Verbots in Artikel 51 weitgehend vermindern. 

  Selbstverteidigung, humanitäres Völkerrecht und die Menschenrechtsnormen 

42. Der zweite kontroverse Bereich betrifft die Anwendung von Gewalt durch die USA 
gegen mutmaßliche Terroristen in anderen Ländern, vor allem in Pakistan. Einige US-
Wissenschaftler und -Kommentatoren sprechen sich für eine „robuste“ Form der Selbstver-
teidigung aus, bei der - sobald diese Doktrin geltend gemacht wird - gezielte Tötungen kei-
nem anderen normativen Rahmen oder einschränkenden Grundsätzen, wie dem humanitä-
ren Völkerrecht, unterliegen würden.82 Sobald die Anwendung von Gewalt zur Selbstvertei-
digung gerechtfertigt ist, wären nach dieser Auffassung das humanitäre Völkerrecht und die 
Menschenrechtsnormen auf einen solchen Gewalteinsatz nicht anzuwenden. Dieser Ansatz 
ist Ausdruck einer neuerdings vertretenen, nicht rechtskonformen und beunruhigenden Ten-
denz, Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für zulässig anzusehen, sofern die allge-
meine Sache, für die das Recht zur Anwendung von Gewalt geltend gemacht wird, „ge-
recht“ ist83, und vermischt auf unzulässige Weise jus ad bellum und jus in bello.84 Die Be-
fürworter eines „robusten“ Selbstverteidigungsrechts führen das Gutachten des Internatio-
nalen Gerichtshofs über Kernwaffen an, in dem der Gerichtshof befand, dass die Andro-
hung des Einsatzes oder der Einsatz von Kernwaffen im Allgemeinen gegen das humanitäre 
Völkerrecht verstößt, jedoch feststellte, er könne nicht zu der Schlussfolgerung gelangen, 
dass die Drohung mit oder der Einsatz von Kernwaffen in einem extremen Fall der Selbst-



A/HRC/14/24/Add.6 

16  

worden,86 doch soll damit nur die extremste Situation behandelt werden, in der es um das 
Überleben des Staates selbst geht. Die Berufung auf eine derart extreme Ausnahme, um ei-
nen Verstoß gegen das humanitäre Völkerrecht aus Gründen der Selbstverteidigung in Si-
tuationen der hier betrachteten Art für zulässig zu erklären, käme einer Aufgabe des huma-
nitären Völkerrechts gleich. 

43. Das Konzept der „robusten“ Selbstverteidigung lässt außerdem die sehr realen Un-
terschiede zwischen den völkerrechtlichen Regeln für die Gewaltanwendung zwischen 
Staaten und dem auf die Führung von Feindseligkeiten anwendbaren Recht außer Acht. Die 
Frage der Rechtmäßigkeit der Anwendung von Gewalt stellt sich in der Regel zu Beginn 
eines bewaffneten Konflikts, während das auf die Führung des bewaffneten Konflikts an-
wendbare Recht im gesamten Konfliktverlauf gilt.87 Die herrschenden Einschränkungen 
sind jeweils unterschiedlicher Art. Die Verhältnismäßigkeit im Rahmen der Selbstverteidi-
gung verlangt, dass die Staaten Gewalt nur defensiv und nur in dem zur Erreichung defen-
siver Ziele notwendigen Maß anwenden dürfen,88 während die Verhältnismäßigkeit nach 
dem humanitären Völkerrecht gebietet, dass die Staaten die als Nebenfolge eines Einsatzes 
verursachten Schäden oder Todesfälle unter Zivilpersonen gegen den sich ergebenden mili-
tärischen Vorteil abwägen müssen. Das Kriterium der Notwendigkeit im Rahmen der 
Selbstverteidigung verlangt, dass ein Staat abschätzt, ob er sich auf andere Weise als mit 
bewaffneter Gewalt verteidigen kann, während Notwendigkeit im humanitären Völkerrecht 
bedeutet, dass der Staat beurteilen muss, ob ein Einsatz die militärischen Ziele erreichen 
wird und mit den anderen Regeln des humanitären Völkerrechts vereinbar ist. Schließlich 
lässt das Konzept der „robusten“ Selbstverteidigung außer Acht, dass es im Fall einer ge-
zielten Tötung, zu deren Rechtfertigung Selbstverteidigung angeführt wird und die für 
rechtswidrig befunden wird, zwei Ebenen der Verantwortlichkeit gibt. Aus einem Verstoß 
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waffneten Konflikts notwendig ist. Damit die Gewalt die Mindestschwelle er-
reicht,103 

• muss sie über die Intensität von inneren Unruhen und Spannungen, wie Tu-
multen, vereinzelt auftretenden Gewalttaten und anderen ähnlichen Handlun-
gen, hinausgehen (Zusatzprotokoll II); 

• muss es sich um lang anhaltende bewaffnete Gewalt zwischen nichtstaatli-
chen bewaffneten Gruppen oder zwischen einer nichtstaatlichen bewaffneten 
Gruppe und einem Staat handeln;104 

• sollte, wenn es sich um einen vereinzelten Vorfall handelt, dieser einen hohen 
Grad der Intensität aufweisen und die nichtstaatliche bewaffnete Gruppe über 
einen hohen Organisationsgrad verfügen.105 

iii) Was die territorialen Grenzen anbelangt, 

• kann der Konflikt auf das Hoheitsgebiet eines Staates beschränkt sein und 
zwischen den eigenen Streitkräften des Staates und der nichtstaatlichen 
Gruppe geführt werden (Zusatzprotokoll II); oder 

• es kann sich um einen transnationalen, das heißt Staatsgrenzen überschrei-
tenden Konflikt handeln (Genfer Abkommen, Art. 3).106 Das bedeutet jedoch 
nicht, dass kein territorialer Bezug erforderlich ist. 

53. Zusammengenommen ist es aufgrund dieser Faktoren für die USA problematisch, 
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55. Was die Existenz einer nichtstaatlichen Gruppe als „Partei“ betrifft, so ist festzustel-
len, dass die Al-Qaida und andere mutmaßlich mit ihr „verbundene“ Gruppen oft, wenn  
überhaupt, nur in lockerer Verbindung zueinander stehen. Zuweilen scheint es sich nicht 
einmal um Gruppen zu handeln, sondern wenige Einzelpersonen, die ihre „Inspiration“ von 
der Al-Qaida beziehen. Der Gedanke, sie stattdessen als Beteiligte anhaltender Feindselig-
keiten zu betrachten, die auf neue Gebiete übergreifen, wenn neue Bündnisse entstehen  
oder sich angeblich gebildet haben, mag oberflächlichen Reiz besitzen, doch solche „Ver-
bündete“ können keine „Partei“ nach den Maßstäben des humanitären Völkerrechts sein – 
sehr wohl jedoch Kriminelle, wenn ihr Verhalten gegen das Recht der USA oder das Recht 
des Staates, in dem sie sich aufhalten, verstößt. 

56. Die Nichtbeachtung dieser Mindestanforderungen und von Ziel und Zweck des hu-
manitären Völkerrechts würde die Schutzvorschriften des humanitären Völkerrechts gegen 
die Anwendung von Gewalt gegen Gruppen untergraben, die nicht mit einer organisierten 
bewaffneten Gruppe, die Partei eines Konflikts sein kann, gleichzusetzen sind – sei es, weil 
sie nicht über die entsprechende Organisation oder die Fähigkeit für bewaffnete Angriffe 
verfügen, oder sei es, weil sie weder eine Verbindung noch einen Kriegführungskonnex zu 
den konkreten Feindseligkeiten haben. Es ist außerdem heilsam sich vor Augen zu führen, 
dass alle Regeln, auf die sich die USA in Bezug auf die Al-Qaida und ihr „angeschlossene“ 
Organisationen berufen oder die sie auf sie anwenden wollen, von anderen Staaten in Bezug 
auf andere nichtstaatliche bewaffnete Gruppen geltend gemacht werden könnten. Die Aus-
weitung des Begriffs des nicht internationalen bewaffneten Konflikts auf Gruppen, bei de-
nen es sich im Wesentlichen um Drogenkartelle, kriminelle Banden oder andere Gruppen 
handelt, für die eigentlich die Strafverfolgungsbehörden zuständig wären, würde dem Re-
gime des humanitären Völkerrechts und der Menschenrechte großen Schaden zufügen. 

 D. Wer darf wann und auf welcher Grundlage rechtmäßig gezielt  
bekämpft werden? 

57. Die größte Unklarheit herrscht bei gezielten Tötungen im Rahmen eines bewaffneten 
Konflikts in der Frage, wer als legitimes Ziel in Betracht kommt und wo und wann diese 
Person gezielt angegriffen werden darf. 

58. In einem internationalen bewaffneten Konflikt dürfen die Kombattanten zu jeder 
Zeit und an jedem Ort bekämpft werden (vorbehaltlich der anderen Vorschriften des huma-
nitären Völkerrechts).108 Im auf nicht internationale bewaffnete Konflikte anwendbaren 
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ihre eigene, von ihnen vorzugsweise nicht veröffentlichte Auslegung zu treffen, welches 
Verhalten eine unmittelbare Teilnahme an Feindseligkeiten darstellt. 

59. Es gibt drei wesentliche Kontroversen, was die unmittelbare Teilnahme an Feindse-
ligkeiten betrifft. Erstens ist strittig, welches Verhalten eine „unmittelbare Teilnahme“ dar-
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darüber hinaus an die vom IKRK getroffene sorgfältige Unterscheidung zwischen ständigen 
Kombattanten, die jederzeit direkt angegriffen werden dürfen, und Zivilpersonen, die  
i) vereinzelt oder episodisch unmittelbar teilnehmen (und nur angegriffen werden dürfen, 
solange ihre Teilnahme andauert) oder ii) eine allgemeine kriegsunterstützende Funktion 
haben („Anwerber, Ausbilder, Finanzierer und Propagandisten“) oder den politischen Flü-
gel einer organisierten bewaffneten Gruppe bilden (was sämtlich keine Grundlage für einen 
Angriff darstellt).
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einmal geht es davon aus, dass gezielte Tötungen durch den CIA in einem bewaffneten 
Konflikt begangen werden, was möglicherweise nicht der Fall ist. Außerhalb eines bewaff-
neten Konflikts würden Tötungen durch den CIA außergerichtliche Hinrichtungen darstel-
len, wenn man einmal annimmt, dass sie den Menschenrechtsnormen widersprechen. Trifft 
dies zu, müssen sie sowohl von den USA als auch von dem Staat, in dem die rechtswidrige 
Tötung stattfand, untersucht und strafrechtlich verfolgt werden. Bei der folgenden Erörte-
rung wird davon ausgegangen, ohne es dabei zu akzeptieren, dass die CIA-Tötungen im 
Kontext eines bewaffneten Konflikts durchgeführt werden. 

71. Nach dem humanitären Völkerrecht ist es Zivilpersonen, auch Geheimdienstangehö-
rigen, nicht untersagt, an Feindseligkeiten teilzunehmen. Die Teilnahme hat allerdings zwei 
Konsequenzen: Erstens können Geheimdienstangehörige, da sie „unmittelbar an Feindse-
ligkeiten teilnehmen“, indem sie gezielte Tötungen durchführen, selbst zum Ziel gemacht 
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sie auch anwenden; nur wenn die Anwendung dieser Maßnahmen nicht möglich ist, ist eine 
Tötung zur Rechtsdurc
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77. Nichttödliche Maßnahmen sind insbesondere angemessen, wenn ein Staat die Kon-
trolle über das Gebiet hat, in dem eine Militäroperation stattfindet133, wenn „Streitkräfte ge-
gen ausgewählte Personen in Situationen vorgehen, die der Polizeitätigkeit in Friedenszei-
ten vergleichbar sind“134, und in einem nicht internationalen bewaffneten Konflikt, in dem 
die Regeln weniger klar sind135. In diesen Situationen sollten die Staaten abgestufte Gewalt 
anwenden und, sofern möglich, die Gefangennahme der Tötung vorziehen. Anstatt Angriffe 
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sich ein verlässliches Bild der Lage verschaffen zu können.145 Allzu oft gingen die von den 
internationalen Kräften durchgeführten bemannten Luftangriffe, bei denen Menschen ums 
Leben kamen, auf fehlerhafte nachrichtendienstliche Erkenntnisse zurück. Zahlreiche wei-
tere Beispiele lassen erkennen, dass die Rechtmäßigkeit einer gezielten Tötungsoperation 
stark davon abhängt, wie zuverlässig die ihr zugrunde liegenden Erkenntnisse sind.146 Die 
Staaten müssen daher für das Vorhandensein der notwendigen Verfahrensvorkehrungen sor-
gen, um zu gewährleisten, dass die Erkenntnisse, auf denen die Entscheidungen über die 
Angriffsziele beruhen, genau und nachprüfbar sind. 

84. Aufgrund der Tatsache, dass das Bedienungspersonal Tausende von Kilometern vom 
Gefechtsfeld entfernt ist und die Operationen ausschließlich über Computerbildschirme und 
Audioleitungen ausführt, entsteht noch das zusätzliche Risiko, dass sich eine „Playstation“-
Mentalität des Tötens herausbildet. Die Staaten müssen durch eine entsprechende Ausbil-
dung sicherstellen, dass die Drohnensteuerer, die den Risiken und Härten eines Gefechts 
noch nie ausgesetzt waren, zur Achtung des humanitären Völkerrechts angehalten werden, 
und für ausreichende Sicherungsmaßnahmen zu seiner Einhaltung sorgen. 

85. Außerhalb eines bewaffneten Konflikts ist der Einsatz von Drohnen für gezielte Tö-
tungen wahrscheinlich nie rechtmäßig. Eine mit Drohnen durchgeführte gezielte Tötung im 
Hoheitsgebiet eines Staates, über das dieser die Kontrolle ausübt, würde mit großer Wahr-
scheinlichkeit nicht die Anforderungen erfüllen, die die Menschenrechtsnormen für die 
Anwendung tödlicher Gewalt vorsehen.  

86. Außerhalb seines Hoheitsgebiets (oder in einem Gebiet, über das er keine Kontrolle 
ausübt) und dort, wo die Lage am Boden nicht die Intensität eines bewaffneten Konflikts 
erreicht hat, in dem das humanitäre Völkerrecht gelten würde, könnte ein Staat theoretisch 
versuchen, den Einsatz von Drohnen zu rechtfertigen, indem er sich auf das Recht zur anti-
zipatorischen Selbstverteidigung gegen einen nichtstaatlichen Akteur beruft.147 Er könnte 
theoretisch auch behaupten, dass die menschenrechtliche Anforderung, zuerst nichtletale 
Mittel einzusetzen, nicht erfüllt werden könne, wenn der Staat keine Mittel habe, die Ziel-
person gefangen zu nehmen oder den anderen Staat dazu zu veranlassen, dies zu tun. Prak-
tisch gesehen gibt es sehr wenige Situationen außerhalb aktiver Feindseligkeiten, in denen 
das Kriterium für antizipatorische Selbstverteidigung – eine Notwendigkeit, die „gegenwär-
tig und überwältigend ist und keine Wahl der Mittel und keinen Augenblick zur Überlegung 
lässt“148 – erfüllt wäre. Diese Hypothese birgt dieselbe Gefahr wie das Szenario der  
„tickenden Zeitbombe“ im Zusammenhang mit der Anwendung von Folter und Zwang bei 
Verhören: Ein gedankliches Experiment, das eine seltene notfallbedingte Ausnahme von ei-
nem absoluten Verbot postuliert, kann diese Ausnahme effektiv institutionalisieren. Die 
Anwendung eines solchen Szenarios auf gezielte Tötungen droht das menschenrechtliche 
Verbot der willkürlichen Tötung eines Menschen bedeutungslos zu machen. Darüber hinaus 
würde die mit Hilfe einer Drohne durchgeführte Tötung anderer Personen als der Zielper-
son (etwa von Familienangehörigen oder anderen, die sich in der Nähe aufhalten) nach den 
Menschenrechtsnormen eine willkürliche Tötung darstellen, was Staatenverantwortlichkeit 
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90. Um eine sinnvolle Rechenschaftslegung zu gewährleisten, müssen die Staaten offen-
legen, welche Maßnahmen vorgesehen sind, um mutmaßliche rechtswidrige gezielte Tö-
tungen zu untersuchen und die Täter entweder zu ermitteln und strafrechtlich zu verfolgen 
oder sie an einen anderen Staat auszuliefern, der hinreichende Verdachtsgründe für die 
Rechtswidrigkeit einer gezielten Tötung vorbringt.158 

91. Staaten haben sich auch geweigert, Sachinformationen darüber vorzulegen, wer auf-
grund ihrer Politik das Ziel von Angriffen war und zu welchem Ergebnis diese führten, un-
ter anderem auch, ob es zu Kollateralschäden in Form des Todes oder der Verletzung un-
schuldiger Zivilpersonen gekommen ist. Wenn, wie in einigen Fällen, gezielte Tötungen in 
leicht zugänglichen städtischen Gebieten stattfinden, sind Menschenrechtsbeobachter und 
Vertreter der Zivilgesellschaft in der Lage, die Ergebnisse zu dokumentieren. In anderen 
Fällen ist es für unabhängige Beobachter und die internationale Gemeinschaft aufgrund der 
Abgelegenheit des Schauplatzes oder infolge von Sicherheitsbedenken unmöglich, ihre 
Rechtmäßigkeit zu beurteilen. 
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sowie Experten auf dem Gebiet der Menschenrechte und des humanitären Völ-
kerrechts einladen, um eine weithin akzeptierte Definition der „unmittelbaren 
Teilnahme an Feindseligkeiten“ zu erarbeiten. 

  Spezifische menschenrechtliche Anforderungen, die sowohl in einem bewaffneten 
Konflikt als auch außerhalb eines solchen zu erfüllen sind, sind unter anderem fol-
gende: 

• Die Staaten sollten offenlegen, welche Maßnahmen sie ergreifen, um die Um-
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ist. Diese Maßnahmen sollten, soweit es mit echten Sicherheitserfordernissen 
vereinbar ist, offengelegt werden und Folgendes umfassen: 

• Die Streitkräfte des Staates sollten über ein Führungssystem zur Samm-
lung, Analyse und Weitergabe der Informationen verfügen, die notwen-
dig sind, damit die Mitglieder der Streitkräfte oder das Bedienungsper-
sonal rechtmäßige und genaue Entscheidungen über das Angriffsziel 
treffen können. 

• 
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• Insbesondere in dicht besiedelten städtischen Gebieten müssen die Kräfte des 
Staates, wenn es den Anschein hat, dass bei einer gezielten Tötung das Risiko 
einer Schädigung von Zivilpersonen besteht, wirksame, möglichst konkrete 
Vorwarnungen an die Bevölkerung ergehen lassen. 

• Die Warnung entbindet dabei nicht von der Verpflichtung, zwischen legi-
timen Zielen und Zivilpersonen zu unterscheiden. 

• Obwohl der Einsatz von Zivilpersonen als „Schutzschild“ verboten ist, 
beeinträchtigt die rechtswidrige Benutzung menschlicher Schutzschilde 
durch eine Partei nicht die Verpflichtung der anderen Partei, dafür zu 
sorgen, dass die Tötung von Zivilpersonen bei den Angriffen nicht au-
ßerhalb jedes Verhältnisses zu dem militärischen Vorteil steht, der durch 
die Tötung des zum Ziel gewählten Kämpfers erlangt wurde. 

    


